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q Bundes-Gejesblatt 


. Norddeutſchen Bundes. 
| M 9. 


(Nr. 88.) Poftvertrag zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und Luxemburg. Vom 


13. November 1867. 


Gun Majeſtät der König von Preußen, im Namen des Norddeutſchen Bun- 

des, und Seine Majeſtät der König der Niederlande, Großherzog von Luxemburg, 

bon dem Wunſche geleitet, die gegenſeitigen poſtaliſchen Bin im Hinblick 

auf die eingetretenen veränderten Verhältniſſe neu zu regeln und zugleich umfaſ⸗ 

ende Erlei terungen für den Poſtverkehr herbeizuführen, haben den Abſchluß 

En neue beſchloſſen, und für dieſen Zweck zu Ihren Bevollmächtigten 
annt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 

Allerhöchſtihren General-Poſtdirektor Richard v. Philipsborn, 

Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Poſtrath Heinrich Stephan 

und 

Allerhöchſtihren Geheimen Poſtrath Adolf Heldberg; 
Seine Majeſtät der König der Niederlande, Großherzog von 
* Luxemburg: 

Allerhöchſtihren Geſchäftsträger am Königlich Preußiſchen Hofe, 

: Dr. Jean Pierre Föhr; 
0 255 auf Grund ihrer Vollmachten ſich über die nachſtehenden Artikel geeinigt 


e 


J. Grundſaͤtzliche Beſtimmungen. 
Artikel 1. 
Die Feſtſetzungen des gegenwärtigen Vertrages erſtrecken ſich: Anwendbar, 


a) auf die Briefpoftfendungen, welche dem Verkehr der Gebiete der Hohen alias 
vertragſchließenden Theile unter einander angehören: Weehfelpertehr; ““ 
hundes⸗Geſetbl. 1868. 17 b) auf 


& 
2 


Ausgegeben zu Berlin den 25. April 1868. 


— ae ee 


b) auf die Briefpoſtſendungen, welche im Verkehr der vertragſchließenden 
Gebiete mit fremden Staaten, oder fremder Staaten unter ſich vorkom⸗ 
men, inſofern bei dieſem Verkehr das Gebiet des Norddeutſchen Bundes 
und das Gebiet des Großherzogthums Luxemburg berührt werden: 
Durchgangs verkehr. 


Der Poſtverkehr des Großherzogthums Luxemburg mit dem Königreich 
Bayern, dem Königreich Württemberg und dem Großherzogthum Baden, 
ſowie ben. dem Kaiſerthum Oeſterreich wird als zum Wechſelverkehr gehörig 
angeſehen. 

: Die Beſtimmungen über den inneren Briefpoſtverkehr bleiben den eingel- 
nen Vertragstheilnehmern überlaſſen. 


Artikel 2. 


Austauſch der Zwiſchen den Poſtverwaltungen der Hohen vertragfchließenden Theile foll 
Poſtſachn. ein geregelter Austauſch der im Wechſelverkehr wie im Durchgangsverkehr vor- 
kommenden Briefpoſtſendungen ſtattfinden. aa 
Die Verwaltungen machen ſich gegenfeitig verbindlich, für möglichſt ſchleu⸗ 
nige Beförderung der ihnen zugeführten Briefpoſtſendungen Sorge zu tragen. 
Die Hohen vertragſchließenden Theile werden darauf bedacht ſein, daß 
den Poſtberwaltungen die ungehinderte Benutzung der Eiſenbahnen, Dampfſchiffe 
und ähnlicher Transportmittel überall für die Beförderung der Poſtſendungen 
thunlichſt geſichert werde. m 5 
Zwiſchen welchen Poftanftalten und Eiſenbahn⸗Poſtbüreaus direkte Brief⸗ 
kartenſchlüſſe Behufs des geregelten Austauſches der Sendungen zu unterhalten 
find, bleibt der nach Maäaßgabe des veränderlichen Bedürfniſſes zu treffenden 
jedesmaligen Verſtändigung der betreffenden Poftverwaltungen vorbehalten. 


Artikel 3. 


Tranſitrecht. Jede Verwaltung iſt berechtigt, die Sendungen des Wechſelberkehrs über 
das Gebiet der andern Verwaltung in geſchloſſenen Briefpadeten oder Briefbeu⸗ 
teln, bei geringerem Umfange des Verkehrs auch ſtückweiſe, zu verſenden. Das⸗ 
ſelbe Recht wird für die Sendungen des Durchgangsverkehrs gegenſeitig inſoweit 
eingeräumt, als dieſelben, nachdem ſie vom Auslande eingegangen, oder bevor 
ſie an daſſelbe auszuliefern ſind, noch über zwiſchenliegendes Gebiet eines der 
Vertragstheilnehmer Beförderung zu erhalten haben. 

Für den Tranſit über ein Grenzgebiet find die Beſtimmungen des 
Artikels 36. maaßgebend. 


Artikel 4. 


Aufhebung . Die Verwaltung des Gebiets, über welches die im vorhergehenden 
der Trauftge Artikel 3. erwähnte Beförderung der Sendungen in geſchloſſenen Poſten oder 
bühren. ſtückweiſe ftattfindet, hat eine Gebühr nicht iu beziehen, vielmehr ſtellen die 

Vertragstheilnehmer die Routen ihrer Poſtgebiete einander für den gedachten 
Tranſit unentgeltlich zur Verfügung. Ein Gleiches gilt für den Tranſit von 
Brief⸗ 
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Briefpoſtſendungen, welche dem inneren Verkehr eines der Gebiete der Hohen 
vertragſchließenden Theile angehören. 

Sollten jedoch im einzelnen Falle einer Poſtverwaltung auf ihrem Gebiete 
lediglich aus der Beförderung der Briefpoſtſendungen der anderen Verwaltung 
beſondere Koſten erwachſen, 0 werden dieſelben, auf Verlangen und Nachweis, 
von derjenigen Verwaltung erſtattet werden, welche die Beförderung in Anſpruch 
genommen hat. Dieſes Verlangen muß, ſofern es ſich für jenen Zweck um 
dauernde beſondere Einrichtungen handelt, thunlichſt vor Ausführung derſelben 
an die betreffende Verwaltung mitgetheilt werden. Unter demſelben Vorbehalt 
der Erſtattung der Koſten wird dem etwaigen Erſuchen einer Verwaltung um 
Einrichtung eines Poſtkurſes zur Beförderung ihrer Briefpoſtſendungen im 
Gebiet der anderen Verwaltung entſprochen werden. 


Artikel 5. 


Bei den Verabredungen, welche hinſichtlich der Beförderung der Poſt⸗ ueberfahrung 
transporte auf den gegenfeitigen Grenzſtrecken zu treffen find, ſoll, ſoweit nicht der Poftrans- 
nach Maaßgabe beſtehender beſonderer Einrichtungen und lokaler Verhältniſſe ee 2 bet 
andere Feſtſetzungen angemeſſen erſcheinen, im Allgemeinen von dem Grundſatz en. 
ausgegangen werden, daß eine jede Verwaltung für die Beförderung der Poſt⸗ 
ſendungen aus ihrem Gebiet bis zur gegenüberliegenden Grenzpoſtſtation des 
benachbarten Gebiets zu ſorgen hat. 

Hinſichtlich der Ueberführung der Eiſenbahn-Poſttransporte auf den 
Grenzen find die Beſtimmungen der beſonderen Staatsverträge beziehungsweiſe 
Spezialvereinbarungen maaßgebend. 


Artikel 6. 


Die Entfernungen im Verkehr zwiſchen den einzelnen Poſtgebieten werden Enifernunges 
a nach geographiſchen Meilen zu 15 auf Einen Aequatorsgrad Maaß. 
eſtimmt. 


Artikel 7. 5 


Für die Gewichtsbeſtimmungen beim Poſtberkehr iſt bis auf Weiteres Gewicht. 
als Gewichtseinheit das Zollpfund mit der Eintheilung in 30 Loth und der 
Unterabtheilung des Lothes in Zehntel maaßgebend. 


Artikel 8. 


„Die Zutaxirung, Vergütung und Abrechnung erfolgt in der Thaler- Mänmäprung. 
währung mi Gintheitung des Thalers in 30 Sübergroſchen und des Silber⸗ 

groſchens in 12 Pfennige. 

Die Zahlung der Beträge aus den vierteljährlichen Abrechnungen zwiſchen 

den Poſtverwaltungen geſchiehk in der Landesmünze derjenigen Poſtverwaltung, 

welche eine Herauszahlung zu empfangen hat. ee 

17° t. 
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Artikel 9. 


Aeußere Bee In Bezug auf die äußere Beſchaffenheit und Behandlung der Poſtſendungen 
ſchafenheit und bei der Auf- und Abgabe und bei der Weiterſpedition gelten die zwiſchen den 
et Poſtverwaltungen zu verabredenden beſonderen Reglements und ä 
Fersen beziehungsweife die Feſtſetzungen der Verträge mit auswärtigen Staaten. 

* Soweit in dieſen Reglements, Inſtruktionen und Verträgen beſondere 
Beſtimmungen nicht getroffen find, finden die für den inneren Verkehr beſtehenden 
Vorſchriften der einzelnen Poſtverwaltungen Anwendung. 


Artikel 10. 
: ne Als zur Briefpoſt gehörig werden angefehen: 
endungen. 
i Briefe ohne deklarirten Werth, i 
Druckſachen, und | bis zum Gewicht von 15 Loth, 
Waarenproben, 
ferner Poſtanweiſungen, und 
Zeitungen. 


Bei Briefen (desgleichen Akten und ähnlichen Schriftenſendungen) aus dem 
Großherzogthum Luxemburg ſoll jedoch, wenn dieſelben portopflichtig ſind, ein 
Mapimalgewicht von Einem Pfund, wenn dieſelben portofrei find, ein Maximal- 
gewicht von vier Pfunden zuläſſig fein. u 

Portofreie Briefe (desgleichen Akten und ähnliche en ae, 
nach dem Großherzogthum Luxemburg ſollen bis zum Gewicht von Einem Pfun 
zugelaſſen werden. 


II. Briefpoſt. 


Artikel 11. 
Briefporto. Das Briefporto beträgt im Wechſelverkehr auf alle Entfernungen: 
a) für den gewöhnlichen frankirten Brief bis zum Gewicht von Einem 


SOURCE UIs 221. 9. sealants ts 1 Silbergroſchen, 

Betr perenn: Demi. ae ses cal. 2 . 
b) für den gewöhnlichen unfrankirten Brief bis zum Gewicht von Einem 
eae CAGES Fetes Pos i la ede 2 Silbergroſchen, 

rsßerem Gepichtỹ 3 5 

Artikel 12. 

Freimarten Die Poftanftalten haben, nach näherer Anordnung der Verwaltungen, 
und Grantor Freimarken ee Frankirung der Poftfendungen für das Publikum bereit zu ace 
Couverts. fen und zu demſelben Betrage abzulaffen, welcher durch den Frankoſtempel be- 


zeichnet iff, 
Es 
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Es bleibt der Entſchließung der Poſtberwaltungen überlaſſen, den Poſt⸗ 
anftalten auch den Verkauf von Franko⸗Couverts aufzutragen, und, außer dem 
durch den Frankoſtempel bezeichneten Werthbetrage, eine den Herſtellungskoſten 
der Couverts entſprechende Entschädigung einzuheben. 


Artikel 13. 


Die mit Freimarken oder Franko⸗Couverts unzureichend frankirten Briefe unjureiende 
unterliegen der Taxe für unfrankirte Briefe, jedoch unter Anrechnung des Werths seanticung, 
der verwendeten Freimarken oder Franko⸗Couverts. 

Die Verweigerung der Nachzahlung des Portos gilt für eine Verweige⸗ 
rung der Annahme der Sendung. 


Artikel 14. 


Andere Freimarken oder Franko⸗Couverts als diejenigen des Poſtgebiets, granktrung 
in welchem die Auflieferung der zu frankirenden Sendung ftattfindet, find un- mit Greimarten 
Ratz, Sendungen, welche mit Marken oder Couverts eines anderen Poſtge⸗ „ 
iets verſehen zur Auflieferung gelangen, werden als unfrankirt behandelt, und „den mr. 


die Marken oder Couvertſtempel als ungültig bezeichnet. waltung. 


Sind aber dergleichen Sendungen des Wechſelverkehrs nach demjenigen 
Gebiete beſtimmt, welchem die Marken oder Couverts angehören, ſo zieht die 
empfangende Poſtanſtalt von dem Adreſſaten nur das nach Abzug des Werths 
der Marken oder des Couvertſtempels verbleibende Porto ein, oder vergütet auf 
gehen. Weiſe dem Adreſſaten den Betrag der unrichtig verwendeten Werth⸗ 
eichen. 


Artikel 15. 


Kun Druckſachen wird im Falle der Vorausbezahlung, und wenn fie, ihrer Orudfagen. 
Beſchaffenheit nach, den reglementariſchen Beſtimmungen entſprechen, ohne Unter⸗ 
ſchied der Entfernung, der Einheitsſatz von 4 Silbergroſchen für je 23 Loth oder 
einen Bruchtheil davon erhoben. 
Für Druckſachen, welche unfrankirt oder unzureichend frankirt zur Abſen⸗ 
dung gelangen oder den reglementariſchen Beſtimmungen nicht entſprechen, ſonſt 
aber zür Verſendung mit der Briefpoſt ſich eignen, wird das Briefporto wie für 
un ankirte Briefe erhoben, jedoch unter Anrechnung des Werths der verwende⸗ 
en Freimarken. 
Rückſichtlich der Auslegung der reglementariſchen Vorſchriften über Druck⸗ 
faden ift, inſoweit es ſich ee um unzweifelhafte Verſehen handelt, jederzeit die 
Anſicht der Poſtanſtalt des Aufgabeorts maaßgebend. 


Artikel 16. 


Die Beſtimmungen des vorhergehenden Artikels 15. finden auch Anwen- Warenproben 
dung auf die mit der Poſt zu verſendenden Waarenproben (Waarenmuſter). (Waren. 


Werden Waarenproben mit Druckſachen zuſammengepackt, fo kommt 115 * 
f a 


Rekomman⸗ 
dation. 


Erſatzleiſtung 
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falls die im Artikel 15. feſtgeſetzte Taxe nach Maaßgabe des Geſammtgewichts der 
Sendung zur Anwendung. 


Artikel 17. 


Es iſt geſtattet, Briefe, Druckſachen und Waarenproben unter Rekom⸗ 
mandation abzufenden. 

In ſolchem Falle iſt, außer dem Porto, eine Rekommandationsgebühr 
pon 2 Silbergroſchen zu entrichten. Dieſelbe wird jederzeit zugleich mit dem 
Porto eingehoben. 

Dem Abſender einer rekommandirten Sendung wird auf Verlangen eine 
Empfangsbeſcheinigung des Adreſſaten (Rückſchein, Retour⸗Recepiſſe) durch die 
Poſtanſtalt beſchafft. Hierfür wird eine weitere Gebühr von 2 Silbergroſchen 
erhoben, welche der Abſender bei der Einlieferung zu entrichten hat. 


Artikel 18. 
Für eine abhanden gekommene rekommandirte Sendung wird, mit Aus⸗ 


für rekomman nahme eines durch die eigene Fahrläſſigkeit des Abſenders, durch Krieg, durch 


gen. 


Beſchei 


dirte Sendun, inabwendbare Folgen von Naturereigniſſen oder durch die natürliche Beſchaffen⸗ 


heit der Sendung herbeigeführten Verluſtes, dem Abſender eine Entſchädigung 
von 14 Thalern geleiſtet. 

Für die Beſchädigung einer rekommandirten Sendung, ſowie für den durch 
verzögerte Beförderung oder Beftellung einer rekommandirken Sendung entſtan⸗ 
denen Schaden wird Seitens der Poſt kein Erſatz geleiſtet. 

Den rekommandirten Sendungen werden in Betreff der Erſatzleiſtung die 
zur Beförderung durch Eſtafette eingelieferten Sendungen, gleichgeſtellt. 

Dem Abſender gegenüber liegt die Erſatzpflicht derjenigen Poſtverwaltung 
ob, welcher die Poſtanſtalt der Aufgabe angehört. 

Der Anſpruch auf Heben an die Poſt erliſcht mit Ablauf von 
ſechs Monaten, vom Tage der Einlieferung der Sendung an gerechnet. Die 
Verjährung wird durch Anbringung der Reklamation bei derjenigen Poſtverwal⸗ 
tung unterbrochen, welcher die Poſtanſtalt der Aufgabe angehört. Ergeht hierauf 
eine abſchlägige welehe a fo beginnt bom Empfange derſelben eine neue Ver⸗ 
Fange von ſechs Monaten, welche durch eine Reklamation gegen jenen 
nicht unterbrochen wird. : En 

Der Erſatzanſpruch kann auch von dem Adreſſaten in denjenigen Fällen 
erhoben werden, in welchen der Abſender nicht zu ermitteln iſt, oder die Ver⸗ 
folgung ſeines Anſpruchs dem Adreſſaten zuweiſt. ne 

Wenn eine Poſtberwaltung für eine erweislich nicht in ihrem Bezirk ver⸗ 
loren gegangene rekommandirte Sendung dem Abfender Erfah gelefiet hat, fo ift 
fie von derjenigen Verwaltung unverzögert zu entſchädigen, welche die Sendung 
von ihr übernommen hat. 

Für den Verluſt einer in einem Tranſit⸗Briefpackete befindlichen rekom⸗ 
mandirten Sendung hat die tranfitgebende Verwaltung nur in dem Falle zu 
haften, wenn das ganze Briefpacket während der Beförderung in dem Tranftt⸗ 
gebiete abhanden gekommen iſt, oder wenn nachgewieſen wird, daß die rekom⸗ 

man⸗ 
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mandirte Sendung während der Beförderung im Tranſitgebiete in Verluſt 
t. 


gerathen iſt. 
ü Für Verluſte rekommandirter Sendungen, welche auf dem Transport durch 
eine auswärtige Beförderungsanſtalt eintreten, findet, inſoweit nicht in Folge 
beſonderer Verträge eine Verbindlichkeit zur Erſatzleiſtung beſteht, ein Erſaßz⸗ 
anſpruch, den Poſtverwaltungen der Hohen vertragſchließenden Theile gegenüber, 
nicht ſtatt. Iſt jedoch in dieſem Falle die Einlieferung innerhalb eines Poſt⸗ 
gebiets der Hohen vertragſchließenden Theile erfolgt, und will der Abſender feine 
Anſprüche gegen die auswärtige Transportanſtalt geltend machen, ſo hat die 
Poſtverwaltung, von welcher die Sendung unmittelbar dem Auslande zugeführt 
et ihm Beiſtand zu leiſten. 

in Erſatzanſpruch für nicht rekommandirte Sendungen findet gegenüber 
den Poſtverwaltungen nat falt 5 


Artikel 19. 


„m Mechfelperfehr der Poſtgebiete der Hohen vertragſchließenden Theile Poftanroei 
können, durch die Briefpoſt Zahlungen bis zum Betrage von 50 Thalern ein- fangen. 
ſchließlich im Wege des Poſtanweiſungsverfaßrens vermittelt werden. 


Die Gebühr beträgt für Zahlungen 
bis zum Betrage von 25 Thalern: 2 Silbergroſchen, 
im Betrage über 25 Thaler bis 50 Thaler: 4 Silbergroſchen. 


Der an dem Poſtanweiſungs⸗Formular befindliche Coupon kann vom 
Abſender mit ſchriftlichen Mittheilungen jeder Art verſehen werden, ohne daß 
eine weitere Erhebung ſtattfindet. 


Die Gebühr iſt bei der Aufgabe-Poſtanſtalt zu entrichten. 


Auf Poſtanweiſungen eingezahlte Beträge können auf Verlangen des 
Abſenders durch die Poſtanſtalt am Aufgabeorte auf telegraphiſchem Wege der 
Poſtanſtalt am Beſtimmungsorte zur Auszahlung überwieſen werden. 


In dieſem Falle hat der Abſender, neben der Poſtanweiſungsgebühr und 
neben der Gebühr für das Telegramm, die Expreß⸗Beſtellgebühr für Beſorgung 
der Depeſche im Aufgabeorte vom Poſtbüreau bis zur Telegraphenſtation, 
wenn letztere ſich nicht im Poſtgebäude mit befindet, nach dem am Aufgabeorte 
üblichen Satze zu Gunſten der Aufgabe⸗Poſtanſtalt zu entrichten. Sofern bie 
Anweiſung nicht poste restante adreſſirt ift, find für die Abtragung des Poſt⸗ 
anweiſungs⸗Telegramms an den Adreſſaten, welche von der Auszahlungs⸗Poſt⸗ 
anftalt durch einen Expreffen erfolgt, die für die expreſſe Beſtellung von Brief: 
poftjendungen feftgefegten Gebühren (Artikel 20) einzuziehen. 

Für die auf Poſtanweiſungen eingezahlten Beträge wird von den Poſt⸗ 
berwaltungen Garantie geleiſtet und zwar nach denfelben Grundſätzen, welche für 
gleichartige Fälle in dem Wechſelverkehr zwiſchen dem Norddeutſchen Poſtgebiet, 
dem Königreich Bayern, dem Königreich Württemberg und dem Großherzogthum 
Baden maaßgebend find. . Art 
rt. 


Expreßbeſtel · 


lung. 


Nachzuſen · 
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Artikel 20. 


Briefpoſtſendungen, auf deren Adreſſe der Abſender das ſchriftliche Ver⸗ 
langen ausgedrückt hat, daß ſie durch einen Expreſſen zu beſtellen ſind, müſſen 
von den Poſtanſtalten ſogleich nach der Ankunft dem Adreſſaten durch einen 
beſonderen Boten zugeſtellt werden. 

Eine Rekommandation der Expreßſendungen iſt nicht erforderlich. 

Für Expreß⸗Briefpoſtſendungen nach dem Orts-Beſtellbezirke der Be⸗ 
ſtimmungs⸗Poſtanſtalt iſt die Expreß-Beſtellgebühr mit dem Satze von 
23 Silbergroſchen zu erheben. 

Die Entrichtung dieſer Gebühr kann vom Abſender erfolgen, oder dem 
Adreſſaten überlaſſen werden. 

Für Erpreß⸗Briefpoſtſendungen nach dem Land-Beſtellbezirke gilt als 
Regel, daß die Expreß⸗Beſtellgebühr von dem Adreſſaten zu entrichten iſt, und 
zwar mit dem Betrage, welcher dem Boten für die Ausführung der Expreß⸗ 
beſtellung nach dem ortsüblichen Satze vergütet wird. 

Inſofern der Expreßbote Geldbeträge zu Poſtanweiſungen mit zu über⸗ 
1 10 hat, foll die Expreßgebühr das Doppelte des Satzes für die Expreß⸗ 
beſtellung gewöhnlicher Briefpoſtſendungen betragen. 

3 Die Expreßgebühr wird ſtets von der Poftanftalt des Beſtimmungsortes 
ezogen. 


Artikel 21. 
Für Briefpoſtgegenſtände, welche dem Adreſſaten an einen anderen als 


bende Brieſpot den auf der Adreſſe urſprünglich bezeichneten Beſtimmungsort nachgeſendet 


gegenſtände. 


mat f Bae findet aus Anlaß dieſer Nachſendung ein weiterer Portoanſatz 
nicht ſtatt. 

Wenn die Nachſendung nach dem Gebiete des Aufgabeorts erfolgt, ſo 
wird bei unfrankirten Briefen von der Poſtanſtalt, welche die Nachſendung 
bewirkt, das Porto in demſelben Betrage und in derſelben Münzwährung an⸗ 
gerechnet, wie daſſelbe von der Poſtverwaltung des Aufgabegebiets angeſetzt 
worden war, wogegen dieſe Poſtverwaltung den Portobetrag nach Maaßgabe des 
für ihre Währung beſtimmten Satzes erhebt. 

Nachzuſendende rekommandirte Briefpoſtgegenſtände werden auch bei der 
Nachſendung als rekommandirt behandelt. Eine nochmalige Erhebung der Re⸗ 
kommandationsgebühr findet dabei nicht ſtatt. 

Wenn Poſtanweiſungen des inneren Verkehrs aus Anlaß von Nachſen⸗ 
dung in den Wechſelverkehr übergehen, ſo unterliegen dieſelben einer Nachtaxe in 
dem Betrage, welcher an der fiir den Wechſelberkehr feſtgeſetzten Poſtanweiſungs⸗ 
gebühr nach 8001 der für den inneren Verkehr bereits erhobenen Gebühr 
noch fehlt. Der Betrag wird gleich dem Briefporto durch Zutaxirung ein, 
gezogen. 
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Artikel 22, 


Für die Rückſendung unbeſtellbarer Briefpoſtgegenſtände wird ein befon-  Unsefieibare 
deres Porto nicht angeſetzt. Waren dieſelben unfrankirt, fo wird von der Poſt⸗ Br 
anſtalt, welche die Rückſendung bewirkt, das für den Hinweg angefegt geweſene ade 
Porto in demſelben Betrage und in derſelben Währung zurückgerechnet, wie 
ahi urſprünglich angerechnet war, wogegen die Poftverwaltung des Aufgabe⸗ 

ae ee nach Maaßgabe des für ihre Währung beſtimmten 
es erhebt. 


Der Betrag unbeſtellbarer Poſtanweiſungen wird dem Abſender, ſobald 
wat f. aN ermitteln ift, zurückgezahlt. Eine Rückerſtattung der Gebühr findet 


Artikel 23. 


„Jede Poſtverwaltung hat das Porto und die Rekommandationsgebühr portobeug 
für alle Briefe, Druckſachen und Waarenproben zu beziehen, welche bei ihren 
Poſtanſtalten eingeliefert werden. 


Die Gebühr für Poſtanweiſungen wird zwiſchen der Poſtverwaltung des 
Aufgabegebiets und der Poſtverwaltung des Beſtimmungslandes halbſcheidlich 
etheilt. Bei nachzuſendenden Poſtanweiſungen, welche 1 dem inneren 
Berkehr angehörten, ift die urſprünglich erhobene Gebühr mit zur Theilung 
heranzuziehen. 


Es bleibt der Verſtändigung unter den Poſtverwaltungen der Hohen ver⸗ 
tragſchließenden Theile vorbehalten, den Modus des Portobezuges nach Maaß⸗ 
abe der ſich ergebenden Erfahrungen in der Weiſe zu regeln, daß eine jede 
Verwaltung diejenigen Porto- oder Frankobeträge zu eiten hat, welche bei 
ihren Poſtanſtalten eingehoben werden. 


Artikel 24. 


Gebt Für Laufſchreiben, die von Privatperſonen veranlaßt werden, ift eine eauſſcreiben. 
eater! bon 2 Silbergroſchen zu erheben, welche die , de bezieht, 
in Gebiet die Aufgabe⸗Poſtanſtalt angehört. Ergiebt fich, daß die Reklama⸗ 
Gebühr f erſchulden der Poſt herbeigeführt iſt, ſo findet die Rückzahlung der 
att. 


Artikel 25. 


Außer den in vorſtehenden Artikeln vereinbarten Taxen und Gebühren Ausſchließung 
dürfen weder für die Beſtellung der Briefe, Druckſachen, Warenproben und von Reber 
Poftanweifungen im Ortsbeſtellbezirt der Poftanftalt, noch für die Ertheilung "re 
von Einlieferungsſcheinen und die Verabfolgung von Poſtanweiſungs⸗Formularen 
Gebühren erhoben werden. 

Bundes ⸗Geſetzbl. 1868. 18 Art. 
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Artikel 26. 


Beftimmmun, Die Korreſpondenz ſämmtlicher Mitglieder der Regentenfamilien in den 
Bene: ae Gebieten der Hohen vertragſchließenden Theile wird ohne Beſchränkung auf ein 
Portofrethett beſtimmtes Gewicht portofrei befördert. 

Ferner werden gegenfeitig portofrei befördert: die Korreſpondenzen in 
reinen Staatsdienft- Angelegenheiten von Staats- und anderen öffentlichen Be⸗ 
hörden des einen Poſtgebiets mit ſolchen Behörden des anderen, wenn ſie in 
der Weiſe beſchaffen ſind, wie es in dem Aufgabegebiet für die Berechtigung zur 
Portofreiheit vorgeſchrieben iſt. Den Staats- und anderen öffentlichen Behör⸗ 
den ſind in dieſer Hinſicht jene alleinſtehenden Beamten, welche eine Behörde 
repräſentiren, gleichgeſtellt. Wegen des Maximalgewichts der portofreien Gegen⸗ 
ſtände ſind die Beſtimmungen des Artikels 10. maaßgebend. 

Die Korreſpondenz der Geſandten an ihre Regierungen iſt portopflichtig. 

Der geſammte amtliche Schriftwechſel in den gemeinſchaftlichen Zollange⸗ 
legenheiten zwiſchen den Behörden und Beamten der Vereinsſtaaten im ganzen 
Umfange des Zollvereins wird portofrei befördert, zur Begründung dieſer Porto, 
freiheit muß die Korreſpondenz der gedachten Art mit der äußeren Bezeichnung 
„Zollvereinsſache“ verſehen werden. 

Die bei der Abſendung Seitens der Poſtverwaltung des Aufgabegebiets 
als portofreie Korreſpondenz bezeichneten und als ſolche behandelten Sendungen 
werden am Beſtimmungsorte ohne Portoanſatz ausgeliefert. 


Artikel 27. 


Beitungsbebit. Die Poftanftalten der Hohen vertragſchließenden Theile beſorgen die An- 
nahme der Abonnements und die Ausführung der Beſtellungen auf Zeitungen 
und Zeitſchriften, ſowie deren Verſendung und Abgabe an die Abonnenten. 

Eine unentgeltliche Vertheilung von Probenummern findet nicht ftatt. 


Artikel 28. 


Betrag der Die Gebühr für den Debit der Zeitungen und Zeitſchriften beträgt 25 Pro⸗ 
Zeitungeprovi- ee des Preiſes, zu welchem die verſendende Poſtanſtalt die Zeitung von dem 
Les erleger empfängt (Netto⸗Einkaufspreis). Bei Zeitungen, welche feltener als 

monatlich vier Mal erſcheinen, wird die Zeitungsproviſion auf 123 Prozent des 
Netto⸗Einkaufspreiſes ermäßigt. g 

„ IJn allen Fällen ift jedoch mindeſtens der Betrag von 4 Silbergroſchen 
jährlich für jede abonnirte Zeitung oder Zeitſchrift zu erheben. 


Artikel 29. 


Bezug der Die Zeitungsproviſion wird zwiſchen der beſtellenden und der abſendenden 
Seitungsprovi- Poſtanſtalt halbſcheidlich getheilt. 

* Läßt ſich der Betrag nicht ganz gleich bis auf volle Viertelgroſchen thei⸗ 

len, ſo verbleibt der größere Betrag der abſendenden Poſtanſtalt. ae 

rt. 
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Artikel 30. 


Bei dem Abonnement find die Verlagsbedingungen zunächſt maaßgebend. Abonnements. 


In der Regel kann auf einen kürzeren Zeitraum als ein Vierteljahr nicht“ engen. 
abonnirt werden. 


as eus Pretſte auf einen längeren pean als Nel ann welche 

er Zeitungs⸗Preisliſte der Poſtverwaltung des Verlagsgebiets angegeben iſt, 
find nicht zuläfſig. Poſt 3 98g gegeben if 
Preisänderungen für das nächſte Abonnement ſollen nur dann Berück⸗ 
fichtigung finden, wenn ſolche Seitens des Verlegers mindeſtens vier Wochen 
vor dem Beginn des Abonnements der Verlags⸗Poſtanſtalt angezeigt werden. 


Artikel 31. 


. Die im Artikel 28. feſtgeſetzte gemeinſchaftliche Zeitungsproviſion begreift geitungsbepen- 
nicht die Gebühr für Aotierecung 8 Heitſchrften in si We der Aon. 9 
nenten in ſich. Die Beſtimmungen über das zu erhebende Beſtellgeld bleiben den 

einzelnen Verwaltungen überlaffen. 


Artikel 32. 


Verlangt ein Abonnent die Nachſendung einer Zeitung an einen anderen Nadfendung 
als den Ort, für welchen er die Beftellung gemacht hat, fo hat die Ueberweiſung von Zeitungen. 
der Zeitung an den anderweiten Beſtimmungsort nach der Wahl des Abonnenten 
von der Poftanftalt des Beſtellungs⸗ oder von der Poſtanſtalt des Verlagsortes 
zu erfolgen, und haben die betreffenden Poſtanſtalten ſich hierüber die erforderliche 
amtliche Mittheilung zu machen. Für die Ueberweiſung der Zeitung entrichtet 
der Beſteller bis zum Schluffe der Abonnementsperiode zu Gunſten derjenigen 
Poſtanſtalt, bei welcher die Beſtellung durch ihn zuerſt erfolgt iſt, ſowie der⸗ 
jenigen, welche die Zeitung bei der Nachſendung zu diſtribuiren hat, eine zwiſchen 
beiden gleichmäßig zu theilende Gebühr von 10 Silbergroſchen. 


5 Kommen mehrmalige Ueberweiſungen einer Zeitung aus einem Gebiet in 
das andere vor, ſo iſt die Ueberweiſungsgebühr bei jeder ſolchen Ueberweiſung 
4 0 fene bringen. Inſofern jedoch die Zeitung wieder nach dem Orte über- 
wieſen wird, wo das Abonnement urſprünglich ftattgefunden hat, ift für die des⸗ 
fallſige Ueberweiſung eine nochmalige Gebühr nicht zu erheben. 

Wenn die Nachſendung einer bisher durch die Poſt noch nicht bezogenen, 
ſondern von einem Abonnenten direkt beim Verleger beſtellten Zeitung verlangt 
wird, fo iſt für die Nachſendung die Zeitungsprodiſion nach Maaßgabe der Be- 
ſtimmungen der Artikel 28. und 30. vom Abſender zu entrichten. Die Theilung 
erfolgt nach Artikel 29. halbſcheidlich. 

In gleicher Weiſe werden die zwiſchen den Zeitungsredaktionen zur Ver⸗ 
ſendung gelangenden Tauſchexemplare behandelt. 


18* II. 


Poſtverträge. 


Behandlung 
der Sendungen. 


Portobezug. 


Geſchloſſener 


Tranſit. 
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III. Verhaͤltniſſe zu auswaͤrtigen Poſtgebieten. 
Artikel 33. 


Die Behandlung der Sendungen im Verkehr mit auswärtigen Poſtgebieten 
NE ttifel J. b.) richtet ſich nach den Poſtverkrägen mit den 

etveffenden fremden Regierungen. 

Bei dem Abſchluſſe von Poſtverträgen mit fremden Regierungen wird 
durch die Verträge dahin Vorſorge getroffen werden, daß die Erleichterungen, 
welche dem Poſtverkehr des betreffenden Auslandes mit dem Gebiet der vertrag⸗ 
ſchließenden Verwaltung zu Theil werden, in gleicher Weiſe und unter denſelben 
Bedingungen auch auf den durch dieſe Verwaltung ſtückweiſe vermittelten Kor⸗ 
reſpondenzverkehr der anderen Verwaltung mit dem betreffenden Auslande zur 
Anwendung gelangen. 


Artikel 34. 


Soweit die Poſtverträge oder Uebereinkünfte mit auswärtigen Regierungen 
oder Verwaltungen beſondere Beſtimmungen nicht enthalten, treten für die Be⸗ 
handlung der Sendungen die in dem gegenwärtigen Vertrage bezüglich des 
Wechſelverkehrs getroffenen Feſtſetzungen in Anwendung. 

Die vom Auslande mit der Briefpoſt eingehenden und ihrer Natur nach 
zur Weiterbeförderung mit der Briefpoft geeigneten Sendungen find, inſofern 
die Vorſchriften über die zollamtliche Behandlung nicht entgegenſtehen, ohne 
Unterſchied des Gewichts mit der Briefpoſt weiterzubefördern, und ſowohl hin⸗ 
fichtlich der Taxirung, als auch in Betreff des Portobezuges als Briefpoft- 
ſendungen zu behandeln. 


Artikel 35. 


Der Portobezug für die Briefpoſtſendungen regelt ſich nach Maaßgabe 
des Artikels 23. in der Weiſe, daß diejenige Poſtanſtalt an der Grenze, wohin 
die Briefpoſtſendungen vom Auslande unmittelbar gelangen, in das Verhältniß 
eines Aufgabeamts, und diejenige, wo ſie auszutreten haben, in das Verhältniß 
eines Abgabeamts tritt. 

Dem entſprechend wird bei dem Zeitungsverkehr mit dem Auslande die 
betreffende Grenzpoſtanſtalt als Verlags- beziehungsweiſe Abgabeort angeſehen 
und danach die halbſcheidliche Theilung der Zeitungsproviſion bewirkt. 


Artikel 36. 


Die 1 Luxemburgiſche Regierung räumt der Poſtberwaltung 
des Norddeutſchen Bundes das Recht ein, die Briefpoſtſendungen im Verkehr 
mit dem Auslande über das Gebiet des Großherzogthums im geſchloſſenen 
Tranſit unentgeltlich zu führen. 

Die 
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Die Poftverwaltung des Norddeutſchen Bundes räumt der Großherzoglich 
Luremburgiſchen Poftverwaltung das Recht ein, die Briefpoſtſendungen im Ver⸗ 
kehr mit den Niederlanden über das Gebiet des Norddeutſchen Bundes im 
geſchloſſenen Tranfit unentgeltlich zu führen. 


IV. Schlußbeſtimmungen. 


Artikel 37. 


Die Ratifikation egenwärtigen Vertrages ſollen innerhalb drei Natifkation 
Wochen erfolgen. ag alien ig 9 I ) ub Dauer des 
i Der Vertrag tritt mit dem 1. Nane 1868. in Wirkſamkeit. Derſelbe Vertrages 
iſt von Jahr zu Jahr kündbar. Die Kündigung kann nur zum 1. Juli jeden 
Jahres erfolgen, dergeſtalt, daß der Vertrag demnächſt noch bis ult. Juni des 
nächſtfolgenden Jahres in Kraft bleibt. 1 

tete Der Poſtvereinsvertrag vom 18. Auguſt 1860. tritt mit Ablauf 

diefes Jahres außer Wirkſamkeit. Zu demſelben Termine kommen die Separat⸗ 
Poftvertrage zwiſchen den Theilnehmern des gegenwärtigen Vertrages inſoweit in 

Wegfall, als deren Beſtimmungen mit dem Jubalt des gegenwärtigen Vertrages, 

owie des darauf bezüglichen Reglements und der Ausführungs⸗Inſtruktion nicht 

vereinbar ſind. 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten den gegenwärtigen Vertrag 

unterſchrieben und beſiegelt. 


So geſchehen zu Berlin am drei und zwanzigſten November Eintauſend 
achthundert und ſieben und ſechszig. 
Richard v. Philipsborn. Heinrich Stephan. Adolf Heldberg. 
* 8) 8 (L. S.) 


Jean Pierre Föhr. 
(L. S.) 


Die Natiftkations - Urkünden des vot tehenden Vertrages find zu Berlin 
ausgewechſelt 5 — 5 


Schluß⸗ 
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Schluß⸗-Protokoll 


zu dem 


Poſtvertrage zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und Luxemburg. 


Verhandelt Berlin, den 23. November 1867. 


Die Unterzeichneten verſammelten ſich heute, um den in Vollmacht ihrer Hohen 
Kommittenten vereinbarten Poſtvertrag nach vorangegangener gemeinſchaftlicher 
Durchleſung zu unterzeichnen, bei welcher Gelegenheit noch folgende Verab⸗ 
en und Erklärungen in das gegenwärtige Schlußprotokoll niedergelegt 
wurden: 


1. Zu Artikel 1. a) Da die Ausübung des Poſtregals in den zum Norddeutſchen Bunde 
des Vertrages. nicht gehörigen Gebietstheilen des Großherzogthums Heſſen der Königlich 
Preußiſchen Staatsregierung zuſteht, ſo ſollen für den Poſtverkehr mit 
dieſen Gebietstheilen dieſelben Beſtimmungen in Anwendung kommen, 
nach welchen der Poſtverkehr mit dem Norddeutſchen Bunde geregelt iſt. 


b) Da die Ausübung des Poſtregals in dem Fürſtenthum Liechtenſtein der 
Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſchen e zuſteht, ſo wird 
auch der Poſtverkehr mit dem Fürſtenthum Liechtenſtein als zum Wechſel⸗ 


verkehr gehörig angeſehen. 


II. Zu Arti. Die im Artikel 26. erwähnte Portofreiheit der Korreſpondenz ſämmtlicher 
fel 26. des Ber Mitglieder der Regentenfamilien in den Gebieten der vertragſchließenden Theile 
we bezieht ſich nur auf die Korreſpondenz der Betheiligten unter ſich. 

Den Mitgliedern der Regentenfamilien werden in Beziehung auf die 
em die Mitglieder des Fürſtlich Thurn und Taxpisſchen Hauſes gleich- 
geſtellt. 


Rückſichtlich der Portofreiheit der Fürſtlich Thurn und Taxisſchen Ber 
waltungsſtellen, und der ſolche Verwaltungsſtellen repräſentirenden alleinſtehenden 
Beamten, verbleibt es bei den durch die beſtehenden Spezial⸗Uebereinkommen 
begründeten Verhältniſſen. f 


III. Qu Arti ⸗ Die Bevollmächtigten ertheilen ſich gegenſeitig die Zuſicherung, daß ihre 

kel 37. des Ver Hohen Regierun en mit der Ratifikation des Vertrages zugleich auch die im 

trages. Narren d soo enthaltenen Verabredungen, ohne weitere förmliche 
atififation derſelben, als genehmigt anſehen und aufrechthalten werden. 

Die 
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Die Ratifikation des Vertrages für den Norddeutſchen Bund erfolgt durch 
deſſen Präsidium. 


Es wird eine ſolche Form der Ratifikation gewählt werden, wodurch der 
Gegenſtand der letzteren, ohne vollſtändige Einrückung der Vertragsartikel, hin⸗ 
länglich genau bezeichnet wird. 


: Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden wird in Berlin bewirkt 
erden. 
Hiernächſt wurde von den Herren Bevollmächtigten die Unterzeichnung des 


Vertrages und des Schlußprotokolls in je zwei Ausfertigungen bewirkt. 
Geſchehen wie oben. 


b. Philipsborn. Stephan. Heldberg. Föhr. 


(Nr. 89.) Seine Majeſtät der König von Preußen haben Allergnädigſt 
geruht, am 21. April d. J. dem an Allerhöchſtihrem Hofe beglaubigten außer⸗ 
ordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Minifter der Ottomanifi hen Pforte, 

riſtarchi Bey, eine Privat⸗Audienz zu ertheilen und aus deſſen Händen ein 
Schreiben Sr. Majeſtät des Sultans entgegenzunehmen, 5 derſelbe in der 
gedachten Eigenſchaft zugleich beim Rorddeutfapen Bunde beglaubigt worden iſt. 


(Nr. 90.) Seine Majeſtät der König von Preußen haben Allergnädigft 
ruht, Allerhöchſtihren Miniſterreſidenten am Kaiſerlich Braſilianiſchen Hofe, 
bean Bierte, zugleich als Minifterrefidenten des Norddeutſchen Bundes zu 

aubigen. 
„ Derſelbe hat die Ehre gehabt, Seiner Majeſtät dem Kaiſer von Braſilien 
ſein Beglaubigungsſchreiben in dieſer Eigenſchaft am 11. März d. J. zu überreichen. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


